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Vizepräsident Johannes Singhammer:
Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 6 a bis 6 c auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und
weiterer Vorschriften

Drucksache 18/2581

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsauschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Zwischenbericht des Staatssekretärsausschus-
ses zu Rechtsfragen und Herausforderungen
bei der Inanspruchnahme der sozialen Siche-
rungssysteme durch Angehörige der EU-Mit-
gliedstaaten

Drucksache 18/960

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
Finanzausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

c) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Abschlussbericht des Staatssekretärsausschus-
ses zu �Rechtsfragen und Herausforderungen 
bei der Inanspruchnahme der sozialen Siche-
rungssysteme durch Angehörige der EU-Mit-
gliedstaaten�

Drucksache 18/2470

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
Finanzausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. � Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Damit eröffne ich die Aussprache.

Erster Redner ist Bundesminister Dr. Thomas de
Maizière.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bringe hiermit den Gesetzentwurf zur Änderung
des Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften
ein.

Ich darf daran erinnern, dass wir Anfang des Jahres
� auch angestoßen von der CSU � eine Debatte über die 
Frage hatten: Wie gehen wir mit sogenannten Armutsmi-
granten um, und wie groß ist das Problem? � Es war aber 
nicht nur die CSU, die diese Debatte angestoßen hat:
Kommunen und kommunale Spitzenverbände hatten
ihrerseits in dringlichen Appellen auf die Belastungen
hingewiesen, die mit einer steigenden Zuwanderung aus
der EU verbunden sind.

Das Ergebnis unserer Arbeit ist in diesem Gesetzent-
wurf und in dem Bericht des Staatssekretärsausschusses
niedergelegt. Beides liegt dem Parlament vor. Das Er-
gebnis lautet: Es gab und gibt in Deutschland kein flä-
chendeckendes Problem damit. Es gibt aber eine Reihe
von Kommunen � insbesondere Großstädte �, die durch 
die Folgen eines stetig wachsenden Zuzuges aus weni-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Union besonders
betroffen und belastet sind, und darauf reagieren wir mit
den Maßnahmen, die jetzt hier anstehen.

(Clemens Binninger [CDU/CSU]:
Sehr richtig!)

Die Zuwanderung aus anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union hat in den letzten Jahren zugenom-
men. Das birgt für unser Land Chancen und viel Gutes.
Der weit überwiegende Teil dieser Zuwanderer kommt
zu uns, um hier eine Arbeit zu finden, eine Ausbildung
zu beginnen oder ein Studium aufzunehmen. Diese Men-
schen suchen für sich und ihre Familien bessere Chancen
und tragen zu Wohlstand und Entwicklung in Deutsch-
land bei. Angesichts unserer demografischen Entwick-
lung sind wir natürlich auf die Zuwanderung derjenigen,
die hier arbeiten können und wollen, angewiesen.

Ich will auch keinen Zweifel daran lassen, dass die
Freizügigkeit in der Europäischen Union nach unserer
Auffassung eine der großen Errungenschaften ist, die
nicht zur Disposition stehen. Sie ist eine der großen Vor-
züge Europas für seine Bürger und insbesondere auch
für uns Deutsche.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Gleichzeitig dürfen wir aber nicht die Augen davor
verschließen, dass vor Ort mit einem wachsenden Zuzug
aus bestimmten EU-Mitgliedstaaten Probleme verbun-
den sind. Diese Städte und Gemeinden berichten über
eine Verschärfung sozialer Probleme und über eine stei-
gende Belastung ihrer Systeme der kommunalen
Daseinsvorsorge. Das betrifft den Bereich Schule, die
Versorgung mit Wohnraum, die unangemessene und
unberechtigte Inanspruchnahme sozialer Leistungen
oder den Bereich Gesundheitsversorgung. Das müssen
wir adressieren, und darüber dürfen wir ebenfalls nicht
hinwegsehen.
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Wenn wir heute eine Bilanz der Arbeit des Staats-
sekretärsausschusses ziehen, können wir dreierlei fest-
halten:

Erstens. Der Abschlussbericht hat die Daten- und
Faktenlage sowie die Rechtsfragen bewertet und damit
zu einer Versachlichung der Debatte überall beigetragen.
Ich glaube, das war gut und richtig.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wenn man sich den Gesetzent-
wurf anschaut, dann kann man das nicht be-
haupten!)

Zweitens. Wir wollen die betroffenen Kommunen
substanziell entlasten. Der Bericht und der vorliegende
Gesetzentwurf enthalten dazu eine Reihe von Maßnah-
men. Ich nenne sie gleich kurz. Diese Entlastungen sol-
len noch in diesem Jahr und in den Folgejahren wirksam
werden. Deswegen bitte ich auch um eine zügige Bera-
tung dieses Gesetzentwurfs, damit die Kommunen noch
in den Genuss der Fördermaßnahmen kommen können,
die mit diesem Gesetzentwurf verbunden sind.

Drittens. Wir wollen die Freizügigkeit in Europa er-
halten und ihre Akzeptanz in der Gesellschaft sichern.
Gerade deshalb ist es wichtig, gegen einen Missbrauch
dieses Rechts wirkungsvoll vorzugehen.

Was heißt das? Die Unterstützung geschieht in Form
einer entsprechenden finanziellen Ausstattung des Städ-
tebauförderprogramms �Soziale Stadt� und der verschie-
denen Programme aus europäischen Fonds. Wir stocken
die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft und
Heizung im Sozialgesetzbuch II auf. Das Geld kann
noch in diesem Jahr � ich erwähnte es � an die Länder 
fließen, in denen die besonders betroffenen Städte und
Gemeinden liegen, damit es dann � das unterstreiche ich 
noch einmal � an die Kommunen weitergegeben wird, 
und zwar so, wie das beabsichtigt ist.

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Sehr
richtig!)

Durch eine Änderung des SGB V werden künftig bei
Kindern und Jugendlichen aus EU-Staaten ohne geklär-
ten Krankenversicherungsschutz die Impfkosten über-
nommen.

So weit zu den die Kommunen entlastenden Maßnah-
men.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, das war es
schon?)

Zur Unterbindung von Missbrauch im Zusammen-
hang mit dem Freizügigkeitsrecht sieht der vorliegende
Gesetzentwurf eine Reihe von Maßnahmen aus den Zu-
ständigkeitsbereichen verschiedener Ressorts vor:

Im Freizügigkeitsrecht sollen befristete Wiederein-
reisesperren im Falle eines Rechtsmissbrauchs oder
Betrugs ermöglicht werden. Das Aufenthaltsrecht zur
Arbeitssuche soll in Übereinstimmung mit dem europäi-
schen Recht auf sechs Monate befristet werden. Die
Erschleichung von Aufenthaltsbescheinigungen durch

falsche Angaben wird unter Strafe gestellt. Beim Kin-
dergeld sollen Doppelzahlungen und Missbrauch unter-
bunden werden. Künftig wird die Kindergeldzahlung
von der eindeutigen Identifikation von Antragstellern
und Kindern durch Angabe der steuerlichen Identifika-
tionsnummer abhängig sein. Wir wollen entschieden ge-
gen Scheinselbstständigkeit und Schwarzarbeit vorge-
hen. Dazu sieht der vorliegende Gesetzentwurf eine
Regelung vor, durch die die Zusammenarbeit mit der Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit intensiviert wird. Über den
Gesetzentwurf hinaus gibt es einige Maßnahmen, die auf
dem Verordnungswege oder durch Verwaltungsvor-
schriften erlassen werden sollen. So soll im Bereich der
Familienleistungen konkretisiert werden, in welchen
Fällen die Freizügigkeitsberechtigung von Antragstel-
lern konsequent und genau zu prüfen ist. Auch Gewerbe-
anzeigen werden künftig konsequent auf Anhaltspunkte
für Scheinselbstständigkeit geprüft.

Bevor gleich in der Debatte vorgetragen wird, das al-
les seien Maßnahmen, die sich gegen Betroffene, die
hierherkommen, richten könnten, will ich Folgendes sa-
gen: Der Missbrauch, der hier betrieben wird, wird nicht
allein durch diejenigen betrieben, die zu uns kommen,
sondern überwiegend durch das kriminelle Handeln der-
jenigen, die diese Menschen hierherlocken und ausbeu-
ten. Wenn ein Vermieter in einem abbruchreifen Haus
eine große Familie mit Luftmatratzen unterbringt und
dafür 300 oder 400 Euro Miete nimmt, dann ist das
nichts anderes als eine Schweinerei.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wenn jemand mit einem fertig ausgefüllten, in perfek-
tem Deutsch formulierten Gewerbeantrag eine Gewerbe-
erlaubnis beantragt, dann riecht das nach Scheinselbst-
ständigkeit.

Vizepräsident Johannes Singhammer:

Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Beck?

Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern:

Lassen Sie mich diesen Gedanken zu Ende führen;
dann darf gerne eine Zwischenfrage gestellt werden. � 
Wenn Männer auf einem sogenannten Arbeitsstrich ste-
hen und für 1 bis 2 Euro pro Stunde Arbeit annehmen,
dann sind die Menschen, die ihnen Arbeit anbieten,
Schweinehunde. Wenn Frauen, die ihren Lebensunter-
halt nicht bestreiten können, auf den Strich geschickt
werden, dann ist es kriminell, diesen Missbrauch zu dul-
den. Deswegen ist alles, was wir tun, auch darauf gerich-
tet, denjenigen, die mit Armutsmigranten Geld verdie-
nen, den Hahn abzudrehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer:

Jetzt hat der Kollege Volker Beck zu einer Zwischen-
bemerkung das Wort.
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Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was die Zielvorstellungen angeht, sind wir uns hun-

dertprozentig einig.

Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern:

Das ist ja mal etwas. Das ist nicht immer so.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, eben. � Ich würde gerne wissen, an welcher 

Stelle die Frage beantwortet wurde, von der Sie gerade
gesagt haben, dass Sie sie beantworten wollen: Es geht
um arme Menschen, die im Rahmen der EU-Freizügig-
keit zu uns gekommen und zugewandert sind, die in
Wohnungen wohnen, in denen sie ausgebeutet werden,
oder die in Schrottimmobilien leben. Es gibt dazu eine
Regelung, und zwar in Nordrhein-Westfalen; die dortige
Landesregierung will die Kontrolle verstärken. Aber in
diesem Gesetzentwurf habe ich keinen Satz zu dieser
Problematik gelesen.

Dr. Thomas de Maizière, Bundesminister des In-
nern:

Herr Abgeordneter Beck, dazu bedarf es auch keiner
neuen gesetzlichen Regelung. Wenn wir sonst über Ge-
setzesverschärfungen reden, sind Sie immer der Erste,
der sagt: Kümmert euch doch erst einmal um den Ver-
waltungsvollzug, bevor ihr Gesetze verschärft. � Hier ist 
es genauso. Eine solche ausbeuterische Miete ist sitten-
widrig und nichtig. Derjenige, der ein solches Objekt
vermietet, macht sich möglicherweise auch strafbar. Je-
denfalls sollte man ihm die Hammelbeine langziehen.
Dazu bedarf es keines neuen Bundesgesetzes.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch für den Fall, dass jemand einen anderen zur
Scheinselbstständigkeit verleitet, brauchen wir keine zu-
sätzlichen Gesetze. Ich möchte mit den harten Worten,
die ich hier sage, erreichen, dass wir den Blick nicht nur
auf diejenigen, die sich in Deutschland aufhalten, und
auf die Lasten, die für die Kommunen damit verbunden
sind, richten, sondern auch auf diejenigen, die die Lage
dieser Menschen ausnutzen, in Bulgarien, in Rumänien
und in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU � Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Viel-
leicht muss man bei den Schrottimmobilien
aber trotzdem mal etwas tun!)

Meine Damen und Herren, der Abschlussbericht, den
wir heute vorlegen, ist natürlich nicht der Endpunkt. Wir
haben noch einige Prüfbitten und Prüfungen vor uns.
Der erste Punkt ist sehr wichtig: Es ist zu prüfen, ob die
Höhe des Kindergeldes in Zukunft an die Lebenshal-
tungskosten am Wohnort des Kindes angepasst wird.
Das ist eine wichtige Frage, die viele Menschen in
Deutschland beschäftigt, die europarechtlich aber nicht
leicht zu beantworten ist. Wir werden sie weiter intensiv
prüfen.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Gibt es denn dann auch mehr Kin-
dergeld?)

Im Zusammenhang mit den Sozialleistungen insgesamt
stehen zwei Urteile des Europäischen Gerichtshofes an.
Wenn diese Urteile vorliegen, werden wir diesen Fall
und ähnliche Fälle zu bewerten haben und dann mögli-
cherweise noch Änderungen vornehmen. Schließlich
wollen wir unsere Arbeit evaluieren. Schon Ende 2014
wollen wir prüfen, ob die Maßnahmen ausreichen oder
ob weitergehende Maßnahmen geboten sind. Das Thema
bleibt sicher auf der Tagesordnung.

Ein wichtiger Schritt ist die Beratung und Verabschie-
dung des Gesetzes, das ich Ihnen heute vorstelle. Ich
bitte, wie eingangs begründet, um zügige Beratung und
eine möglichst große Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Vielen Dank, Herr Minister. � Nächste Rednerin ist 

die Kollegin Ulla Jelpke für die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr

Minister, seit über einem Jahr wird insbesondere vonsei-
ten der CDU/CSU immer wieder über den angeblichen
Sozialhilfemissbrauch der Zuwanderer aus Osteuropa
geredet. Auch Sie haben es heute wieder so dargestellt.
Wir erleben seit einem Jahr eine regelrecht hysterische
Kampagne, die durch gar nichts gerechtfertigt ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit diesem Gesetzentwurf wird nur weiter Öl ins Feuer
gegossen. Sie schüren Vorurteile gegen Menschen aus
Osteuropa, insbesondere gegen Roma. Indem Sie die
Freizügigkeit eingrenzen, entziehen Sie diesen Men-
schen das Grundrecht auf europäische Freizügigkeit. Ich
sage ganz klar: Nicht mit der Linken!

(Beifall bei der LINKEN � Oswin Veith 
[CDU/CSU]: So ein Quatsch!)

Die Linke hat, wenn das Bundesministerium von der
Union geführt wurde und von dem angeblichen Sozial-
missbrauch die Rede war, immer wieder Kleine Anfra-
gen gestellt. Die Bundesregierung musste zugeben, dass
Zahlen dazu überhaupt nicht vorliegen; auch die Bun-
desagentur für Arbeit hat dies zugegeben. Auch der Be-
richt der Staatsminister, die sich lange damit befasst ha-
ben, hat keinerlei Beweise dafür gebracht. Trotzdem
wird hier die Schlussfolgerung gezogen, dass man ein
solches Gesetz braucht. Die Faktenlage beweist genau
das Gegenteil; das hat der Minister eben immerhin ge-
sagt. Unter den Zuwanderern aus Rumänien hat jeder
Vierte einen akademischen Abschluss. Die Arbeitslosen-
quote in Deutschland unter Bulgaren und Rumänen ist
niedriger als unter den übrigen EU-Ausländern.

Der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetages
� Herr Minister, jetzt sollten Sie genau zuhören � hat ge-
sagt: Nicht der Missbrauch von Sozialleistungen ist un-
ser Problem. Unsere Hauptsorge ist, dass wir zu wenig
Geld haben, um diese Menschen unterzubringen und zu
integrieren. � Von 267 000 Rumänen, die in Deutschland 
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leben, sind laut Polizeilicher Kriminalstatistik ganze 91
verdächtig � verdächtig, nicht verurteilt �, Sozialleis-
tungsbetrug begangen zu haben. Man muss sich wirklich
an den Kopf fassen, wenn die CDU/CSU hier durch die
Sprecherin der Landesgruppe der CSU verkünden lässt,
man habe jetzt entscheidende Forderungen gegen den
Sozialbetrug bei der Armutszuwanderung durchgesetzt.
Nein, das haben Sie nicht. Was Sie getan haben, ist, die
Themen Zuwanderung und Freizügigkeit willkürlich mit
den Themen Missbrauch und Armut zu verrühren.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Genau das hat fatale Folgen. Sie fördern damit Ressenti-
ments in der Gesellschaft, die sich vor allem gegen Sinti
und Roma richten, auch wenn diese nur einen geringen
Teil der Zuwanderer ausmachen. Eine Leipziger Studie
hat uns Mitte des Jahres bestätigt, dass die Feindseligkeit
gegenüber Roma immer weiter ansteigt. Dieses An-
wachsen des Antiziganismus ist eine direkte Folge der
von der Union befeuerten Kampagne gegen vermeintli-
che Betrüger.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN � 
Oswin Veith [CDU/CSU]: So ein Unsinn!)

Zuwanderer aus Osteuropa kommen nicht hierher, um
Sozialleistungen zu beziehen. Sie kommen hierher, um
zu arbeiten. Das müssen Sie endlich einsehen. Hören Sie
auf mit Ihrer unfairen Kampagne!

(Beifall bei der LINKEN)

Arbeitslose EU-Bürger sollen jetzt nach sechs Mona-
ten Aufenthalt ihr Aufenthaltsrecht verlieren, wenn sie
keine Arbeit haben. Ich möchte einmal die Menschen se-
hen, die das schaffen. In Einzelfällen soll sogar von der
Wiedereinreisesperre Gebrauch gemacht werden. Der
Kindergeldbezug soll schärfer geprüft werden usw. Das
widerspricht absolut dem Gedanken der europäischen
Freizügigkeit. Das lehnen wir auch ganz klar ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die Kommunen brauchen
keine neuen Gesetze, sondern vor allen Dingen Unter-
stützung. Da wird jetzt auch einiges getan. Der Bund
gibt Geld an die Kommunen, insbesondere an die, die
bedürftig sind. Das ist gut und richtig. Wir schließen uns
aber dem Deutschen Städtetag an, der gefordert hat: Wir
brauchen einen Rechtsanspruch auf Integrationskurse
auch für EU-Bürger.

Mein Appell an die Bundesregierung ist: Belassen Sie
es bei der Hilfe für die Kommunen! Versachlichen Sie
die Debatte! Verzichten Sie auf Verschärfungen des Frei-
zügigkeitsrechts! Treten Sie rassistischen Stimmungen
entgegen! Nehmen Sie Antiziganismus endlich als Be-
drohung in unserer Gesellschaft wahr, und gehen Sie
entschlossen dagegen vor!

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Für die Sozialdemokraten spricht jetzt der Kollege

Dr. Lars Castellucci.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Uns liegen der Abschlussbericht des Staatssekretärsaus-
schusses zur Zuwanderung und der Regierungsentwurf,
mit dem das EU-Freizügigkeitsgesetz geändert werden
soll, vor. Ich möchte auch drei Punkte ansprechen, Herr
Bundesminister. Zwei Punkte sehen wir ähnlich. Das ist
großkoalitionär doch gar kein schlechter Schnitt.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN � Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da klatscht niemand!)

Bei dem dritten Punkt ist es ein bisschen anders. Aber
das müssen wir miteinander aushalten.

Erstens. Dieser Staatssekretärsausschuss war eine
sehr sinnvolle Einrichtung.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Dass Sie sich nicht genieren! Elf
Staatssekretäre ein halbes Jahr lang!)

Er hat einen guten Bericht vorgelegt und zur Versachli-
chung der Debatte beigetragen.

Zweitens. In den Großstädten, in denen sich die Pro-
bleme häufen, steht die Bundesregierung mit Hilfen an
der Seite dieser Kommunen. Auch das ist eine gute
Nachricht.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: 20 Millionen Euro sind dabei he-
rausgekommen! Dafür brauchten wir den
Staatssekretärsausschuss?)

Drittens. Mit diesem Bericht gibt die Bundesregie-
rung im Prinzip Entwarnung. Er enthält nämlich keiner-
lei Anhaltspunkte, die die Aufregung rechtfertigen wür-
den,

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Warum ändern Sie denn dann das
Freizügigkeitsrecht?)

die zur Einrichtung dieses Staatssekretärsausschusses
geführt haben.

Ich zitiere einmal aus dem Bericht. Erstes Zitat:

Die Bundesregierung steht zur Freizügigkeit und
Deutschland profitiert davon.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

� Applaus. Danke schön.

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Bei Zitaten
gibt es immer Applaus!)

Guter Bericht. � Zweites Zitat:

Diese Menschen sind bei uns willkommen.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Drittes Zitat:

Der größte Anteil der Zugewanderten sind Arbeit-
nehmer. Sie bestreiten ihren Lebensunterhalt selbst
und tragen damit zugleich zum Wohlstand in unse-
rem Land bei.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Clemens Binninger [CDU/
CSU]: Das hat auch der Minister gesagt!)

� Das hat auch der Minister gesagt. � Ich würde jetzt am 
liebsten zehn Minuten lang diese Sätze wiederholen,

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE])

weil es mich manchmal in diesem Land etwas wahnsin-
nig macht, dass wir wegen 5 Prozent, die vielleicht nicht
optimal sind, die 95 Prozent, die eigentlich gut sind, aus
den Augen verlieren, und dass damit draußen Stimmung
gemacht wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Also: Wir profitieren von Zuwanderung. Wir heißen die
Menschen willkommen, und gemeinsam bringen wir
dieses Land voran. Wo es Probleme gibt, halten wir die
Augen offen und finden Lösungen. Das ist unser Weg.

Zum Begriff �Versachlichung�. So sachlich, wie wir 
heute diskutiert haben, könnten wir die Debatte weiter
führen. Wenn wir sie so sachlich führen würden, brauch-
ten wir keine Staatssekretärsausschüsse, die zur Versach-
lichung beitragen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN � Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr richtig!)

Denn versachlichen muss man natürlich nur etwas, was
vorher unsachlich war. Dabei ist �unsachlich� noch eine 
freundliche Formulierung für einige der Debattenbei-
träge, die uns Anfang des Jahres zu Ohren gekommen
sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es hat ja nicht einzelner Parteien bedurft, um uns auf
diese Probleme hinzuweisen. Vielmehr haben wir uns
schon im Koalitionsvertrag darauf verständigt, dass wir
den betroffenen Städten und Gemeinden helfen müssen.
Das ist eine richtige Entscheidung gewesen.

Ich will jetzt nicht dieses geflügelte Wort ausspre-
chen; aber ich möchte ein Beispiel nennen: Missbrauch
der EU-Freizügigkeit. Was damit ausweislich des Be-
richts gemeint ist, ist, dass Menschen zu uns kommen,
dass also Zuwanderung stattfindet. Wenn aber die Men-
schen zu uns kommen, dann missbrauchen sie nicht die
EU-Freizügigkeit, sondern machen von ihrem Recht auf
Freizügigkeit Gebrauch.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das ist so, als würden wir jemandem, der mit 17 oder
18 Jahren die Fahrerlaubnis erhält, vorwerfen, dass er
anschließend mit dem Auto fährt. Probleme bekommt er
freilich, wenn er über eine rote Ampel fährt. Das ist
schon richtig; das ist auch gut so. Aber gerade für einen
Missbrauch oder zumindest für eine Rechtsverletzung
wird mit diesem Bericht kein Datenmaterial vorgelegt.

Ich finde, das muss hier klar gesagt werden;

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn das ist die Realität in diesem Lande, und von den
realen Gegebenheiten müssen wir ausgehen, sonst kön-
nen wir keine vernünftige Politik machen. Deswegen
möchte auch ich dazu aufrufen, dass wir miteinander
eine Rhetorik pflegen, die die Dinge klar benennt � das 
ist selbstverständlich �, aber gleichzeitig deutlich macht, 
dass die Menschen, die hier sind, und die Menschen, die
zu uns kommen, miteinander auskommen müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden ohnehin vielfältiger und bunter werden. Das
ist nicht immer einfach.

Als ich hier in Berlin kürzlich in einem großen Wohn-
block war, habe ich im Fahrstuhl eine ältere Dame mit
ihrem Rollator getroffen, die mir sagte: Gott sei Dank
sieht man auch einmal wieder ein deutsches Gesicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der
LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Im Fahrstuhl hatte ich wenig Zeit für Differenzierungen
und habe mich auch nicht persönlich vorgestellt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Ich habe aber auch nicht den blöden Reflex gehabt,
gleich zu denken, dass die Dame ausländerfeindlich ist.
Wir müssen aufpassen, dass wir nicht immer nur in
Schubladen denken.

Ich habe mit Blick auf diese Dame folgende Ge-
schichte vor Augen gehabt: Sie wohnt dort schon Jahr-
zehnte, und ihr ganzes Umfeld verändert sich. Da sind
Leute weggezogen, mit denen sie lange zusammenge-
wohnt hat. Da sind vielleicht auch Leute verstorben, mit
denen sie befreundet war. Jetzt leben dort andere Men-
schen. Da geht es plötzlich anders zu. Es gibt andere
Bräuche; es riecht vielleicht auch anders. Es ist in die-
sem Hause vielleicht auch zu Zeiten laut, zu denen es
vorher nicht laut war. Das alles führt zu Irritationen. Die
Veränderungen müssen wir erst einmal annehmen und
auch gestaltend wirken. Ich frage mich, ob in diesem
Haus über die Hausordnung hinaus einmal jemand da-
rangegangen ist, die Menschen neu miteinander in Be-
ziehung zu setzen, dafür zu werben, dass man sich neue,
gemeinsame Spielregeln gibt. Vielfalt, Recht und Gesetz
und Spielregeln sind keine Gegensätze, sondern gehören
zusammen. Wir müssen also Vielfalt gestalten. Ich bin
der Überzeugung: Wenn wir Vielfalt gut gestalten wol-
len, dann brauchen wir positive Zukunftsbilder.
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Ich probiere das einmal. Also: Deutschland hat
60 Jahre Erfahrung mit Arbeitsmigration. Wir haben
Dinge falsch gemacht. Wir haben aber auch viele Dinge
gut gemacht. In jedem Fall haben wir eine Menge ge-
lernt. Wir wissen jetzt, was gutes Zusammenleben för-
dert und ausmacht. Wir wissen: Sprache ist der Schlüs-
sel. Wer würde dem in diesem Haus widersprechen?

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Widerspruch
dazu gab es eine ganze Zeit lang!)

Wir wissen: Auf gute Bildung kommt es an. Gute Bil-
dung führt dazu, dass die Menschen ihre Potenziale ent-
wickeln und in die Gemeinschaft einbringen können. Ja,
wir setzen jetzt eine Frist von sechs Monaten. Aber wir
tun in diesen sechs Monaten alles, damit die Menschen
in Arbeit kommen können, damit sie hier ihre Talente
einbringen können; denn jedes Talent wird in einem
Land gebraucht, in dem künftig weniger Menschen le-
ben werden. Wir brauchen diese Menschen, um unseren
Wohlstand zu halten. Wir sehen die Sehnsucht der Men-
schen, die Sehnsucht nach Aufstieg, nach einer guten
Zukunft für sich selbst und ihre Kinder und vielleicht
auch den Willen, denen, die zurückgeblieben sind, zu
zeigen: Ja, wir haben etwas gewagt. Jetzt wollen wir
auch gewinnen. � Wir machen uns diese Potenziale und 
diese Kraft zunutze. Aus diesen individuellen Lebens-
wegen erwächst ein Nutzen für Deutschland, wenn wir
das so wollen.

Im Bericht heißt es: Wir heißen die Menschen will-
kommen. Da heißt es nicht: Wir heißen die Menschen,
die willkommen sind, willkommen. Frau Jelpke, das will
ich Ihnen so sagen. Wir heißen die Menschen willkom-
men. Es finden sich in diesem Bericht keinerlei Hin-
weise darauf, dass wir Unterscheidungen treffen. Es
kann nämlich keine geteilte Willkommenskultur geben.
Wenn wir die Willkommenskultur teilen, dann schaffen
wir kein Willkommen, sondern stellen das Willkommen
unter Vorbehalt. Damit schaffen wir keine Willkom-
menskultur, sondern neue Vorbehalte.

Natürlich kann man die Zuwanderung auch nicht ein-
fach laufen lassen. Man muss sie steuern, man muss sie
gestalten. Das tun wir mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zur Freizügigkeit. Wir können nicht alle Probleme
der Welt lösen, schon gar nicht hier.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht alles in diesem Gesetz?)

Deswegen ist mir in der aktuellen Situation, in der so
viele Flüchtlinge zu uns kommen, weil sie vor Folter,
Krieg und Vergewaltigung, vor Terror fliehen müssen,
wichtig, dass wir die Aufnahmebereitschaft in der Be-
völkerung erhalten. In meinem eigenen Wahlkreis gibt es
Ortsteile, in denen ein Viertel der dort lebenden Men-
schen Flüchtlinge sind. Das ist schwierig; aber es ist
auch toll, was ich dort an Hilfsbereitschaft erlebe. Ich
möchte, damit wir das nicht aufs Spiel setzen, dass wir
deutlich machen: Wir brauchen eine gesteuerte und ver-
nünftige Zuwanderung. Wir können die Dinge nicht lau-
fen lassen.

Wir wollen unterschiedliche Wege nach Deutschland
offenhalten, aus humanitären Gründen, für die Sicherung
des Fachkräftebedarfs usw.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben das mit
Europa noch nicht so richtig verstanden,
glaube ich! Das ist anders gemeint!)

Deswegen können wir es auch mittragen, dass eine Frist
von sechs Monaten eingeführt wird, die für EU-Bürger
gilt, die zur Arbeitssuche einreisen; sie haben in diesen
sechs Monaten Zeit, Arbeit zu finden. Der Europäische
Gerichtshof räumt uns die Möglichkeit einer Befristung
ausdrücklich ein. Weiterhin wird der Einzelfall betrach-
tet; es gibt keinen Automatismus. Es ist vorgesehen, dass
jemand, der sich ernsthaft um Arbeit bemüht, weiter
hierbleiben kann.

Der Gesetzentwurf enthält auch manches, was sich
Sozialdemokraten alleine vielleicht nicht ausdenken
würden. Aber er enthält auch kluge Vorschläge.

Frau Jelpke, ich schätze Sie,

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Wir haben zehn!)

und Sie haben ein großes Herz. Das meine ich ernst.
Aber selbst Sie wollen doch kein Kindergeld an Kinder
zahlen, die es gar nicht gibt.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Das ist so mini-
mal, wenn es überhaupt so ist! � Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und
inwiefern hat das jetzt mit Bulgaren und Ru-
mänen zu tun? Das habe ich nicht verstanden!)

Deswegen ist es doch klug, wenn wir Vorkehrungen tref-
fen, dass wir Kindergeld wirklich nur an diejenigen zah-
len, die auch kindergeldberechtigt sind.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Damit wird doch
auch wieder ein Vorurteil geschürt!)

Es ist auch sinnvoll � der Bundesminister hat darauf 
hingewiesen �, dass wir prüfen, ob wir die Lebenshal-
tungskosten in den Herkunftsländern betrachten, wenn
die Kinder dort leben und nicht hier bei uns. Dass man
Schwarzarbeit und Scheinselbstständigkeit bekämpft, ist
auch im Interesse der Linken. Denn auch Sie wollen ge-
meinsam mit uns für ordentliche Verhältnisse auf dem
Arbeitsmarkt sorgen. Deswegen sind diese Regelungen
im vorliegenden Gesetzentwurf ebenfalls sinnvoll.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte mit dem
schließen, was ich eingangs gesagt habe. Wir haben Pro-
bleme, die sich auf einige wenige große Kommunen be-
ziehen. Dort müssen die Hilfen jetzt auch schnell an-
kommen. Aber wir profitieren von Freizügigkeit. Wir
heißen die Menschen hier willkommen, und wir wissen
seit der Vorlage des Berichts des Staatssekretärsaus-
schusses, dass der größte Anteil derjenigen, die zu uns
kommen, den Lebensunterhalt selbst finanzieren kann
und zum Wohlstand in diesem Land beiträgt. Gute Nach-
richten!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Johannes Singhammer:
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht jetzt der Kollege

Volker Beck.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gute

Rede, Herr Castellucci, vor allen Dingen der erste Teil,
in dem Sie sich nicht zum Gesetzentwurf geäußert ha-
ben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Freizügigkeit in der EU ist eine der wichtigsten
Errungenschaften des europäischen Einigungspro-
zesses und einer der sichtbarsten Vorzüge Europas
für die Bürgerinnen und Bürger.

So steht es im Gesetzentwurf. Das ist richtig, und so weit
gehen ungefähr die Gemeinsamkeiten zwischen uns und
den Vorstellungen der Koalition. Richtig ist auch: Sie
entlasten die Kommunen mit 25 Millionen Euro im Jahr.
Das ist aber bei weitem nicht ausreichend. Das ist ange-
sichts der Problemlage eher ein Witz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber dieser Gesetzentwurf � der Minister hat es ein-
gangs erwähnt � hat eine Geschichte. Er ist die Konse-
quenz der Kampagne der CSU unter dem Motto �Wer be-
trügt, der fliegt�. Ich meine jetzt nicht Frau Haderthauer; 
ich meine die Bulgaren und Rumänen, denen Sie das un-
terstellt haben. Damit haben Sie eine Kampagne betrie-
ben und eine Welle gemacht, auf der die AfD locker in
drei Landtage surfen konnte. Das gehört zu Ihrer politi-
schen Verantwortung; denn die Fakten geben Ihre Kam-
pagne nicht her.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Ich habe die Bundesregierung wiederholt gefragt, ob
sie jetzt Zahlen hat, weil sie nicht im Bericht stehen. Die
Bundesregierung hat geantwortet: Für das Jahr 2013
wurden in der Polizeilichen Kriminalstatistik in Sachen
Sozialversicherungsbetrug 10 Bulgaren und 50 Rumä-
nen erfasst � als Tatverdächtige wohlgemerkt, nicht als 
Verurteilte bzw. festgestellte Straftäter. In Bezug auf So-
zialleistungsbetrug � Kindergeld gehört dazu � waren es 
44 Bulgaren und 91 Rumänen, wiederum als Tatver-
dächtige.

Im Gesetzentwurf finden wir eine Regelung zur Kin-
dergeldzahlung, gegen die ich in der Sache nichts habe.
Sie war übrigens schon einmal Gegenstand einer Frage
der Kolleginnen Franziska Brantner und Lisa Paus, die
sie in der Fragestunde an die Regierung gerichtet haben.
Damals ging es aber nicht um Bulgaren und Rumänen.
Es ging auch nicht um 40 oder 90 Tatverdächtige. Es
ging vielmehr um die Zahl von 2 400 Fällen mit einem
Schaden von 6,5 Millionen Euro durch Kindergeldbe-
trug. Laut Rechnungshofbericht von 2009 waren die Tä-
ter deutsche Beamte. Es geht also nicht um eine Rege-
lung, die die schlimmen Sozialbetrüger aus dem
europäischen Ausland betrifft, sondern um eine Rege-
lung, die Sie machen mussten, weil es bei den Familien-
kassen keine Ordnung und keinen Datenabgleich gibt.

Es ist richtig, den Doppelbezug zu verhindern. Aber so-
weit ich weiß, sind unter deutschen Beamten überwie-
gend keine Rumänen und Bulgaren; das ergibt sich aus
der Natur der Sache. Daher ist es infam, diesen EU-Bür-
gern die Schuld in die Schuhe zu schieben. Das zeigt die
Verlogenheit der ganzen Debatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Genauso infam und absurd ist das, was Sie im Hin-
blick auf das EU-Freizügigkeitsrecht vorschlagen. Sie
haben wohlweislich die gegenwärtige Rechtslage als den
Regelungsgehalt Ihres Gesetzentwurfs dargestellt. Da
wäre ich bei Ihnen; denn die geltende Rechtslage ist ver-
nünftig. Wer ernsthaft Arbeit sucht, darf bei uns länger
als sechs Monate bleiben. Das kann die Ausländerbe-
hörde relativ gut beurteilen. Sie muss nur darauf achten,
was der Betreffende macht, um Arbeit zu finden. Wenn
er nichts tut, muss er schon nach heutiger Rechtslage
Deutschland verlassen, weil es ohne ernsthafte Arbeits-
suche keinen Grund zum Aufenthalt gibt. Aber Sie ver-
langen nun von den Ausländerämtern, was nur die
Arbeitsagenturen leisten können. Die Ausländerämter
sollen beurteilen, ob die Betreffenden mit Aussicht auf
Erfolg Arbeit suchen. Wie soll das der Jurist in der
Ausländerbehörde, der Paragrafen, aber nicht den Ar-
beitsmarkt kennt, überhaupt beurteilen? Diese sinnlose
Regelung wird zu vielen Prozessen und falschen Ent-
scheidungen in der Sache führen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Nun zum Erschleichen der Freizügigkeit. Herr de
Maizière, ich weiß, dass Sie ein kluger Mann und ein
sehr guter Jurist sind � ich bin keiner � und sich ausken-
nen. Warum Sie sich das von Herrn Seehofer in den Ge-
setzentwurf haben diktieren lassen, ist mir schleierhaft.
Sie wollen das Erschleichen der Freizügigkeit mit
Wiedereinreisesperren belegen und so Sozialbetrug be-
kämpfen. Nun besagt die EU-Freizügigkeitsrichtlinie in
Artikel 35 klipp und klar: Eine Entscheidung, die die
Freizügigkeit von Unionsbürgern beschränkt und nicht
aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und
Gesundheit erlassen wird, darf nicht mit einem Einreise-
verbot des Aufnahmemitgliedstaats einhergehen. � Diese 
Regel ist klipp und klar. Ihre Regelung ist also von vorne
bis hinten EU-rechtswidrig und verstößt gegen den
Wortlaut europäischen Rechts. Wie Sie wissen, sind öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit im europäischen Recht
nicht so zu verstehen wie im deutschen Polizeirecht.
Dazu gibt es eine Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofes. Dieser hat in einem Urteil gesagt: Die Tatsa-
che einer strafrechtlichen Verurteilung genügt für sich
allein nicht. � Dann genügt das falsche Ausfüllen eines 
Sozialhilfeantrags oder eines ALG-II-Antrags erst recht
nicht. Ihre Regelung ist also Makulatur. Der EuGH muss
sie aufheben, wenn Sie nicht zu Verstand kommen. Ich
verstehe nicht, wie Sie nach Ihrer Rede einen solchen
europarechtswidrigen Unsinn mitmachen können. Ihre
Regelung dient nur dazu, die EU-Freizügigkeit in ihrem
Bestand zu diskreditieren. Das sollten wir nicht tun. Im
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Gegenteil: Wir sollten sie verteidigen gegen die Ratten-
fänger von der AfD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:

Herr Kollege Beck, auch bei großzügigster Ausle-
gung ist die Redezeit limitiert.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist schade. Aber im Wesentlichen bin ich fertig.

Streichen Sie aus Ihrem Gesetzentwurf den Teil be-
treffend die EU-Freizügigkeit! Über die Kindergeldrege-
lung � weil sie in einem anderen Zusammenhang richtig 
ist � und die Hilfe für die Kommunen können Sie mit 
uns jederzeit reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Bevor ich jetzt unserer Kollegin Andrea Lindholz für

die CDU/CSU das Wort erteile, möchte ich ihr herzlich
gratulieren, weil sie heute Geburtstag hat. Herzlichen
Glückwunsch und ein glückliches neues Lebensjahr!

(Beifall)

Bitte, Frau Lindholz.

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen

und Herren! Zuerst möchte ich dem Staatssekretärs-
ausschuss für den detaillierten Bericht danken. Auf die-
ser Basis können wir uns einer zentralen Fragestellung
zuwenden: Wie kann die europäische Freizügigkeit mit
den nationalen Sozialleistungssystemen in Einklang
gebracht werden? Der Bericht zeigt uns, dass die Mi-
grationsströme aus den EU-Staaten nach Deutschland
zunehmen. Die steigende Mobilität der Europäer ist
grundsätzlich zu begrüßen und gewollt. Allerdings ist
die wesentliche Ursache dieses Zuwachses die anhaltend
schwierige wirtschaftliche Lage in Teilen Europas.

Die nationalen Sicherungssysteme werden von jedem
Mitgliedstaat selbstständig gestaltet und finanziert.
Deutschland ist durch seine Wirtschaftskraft in der Krise
zum Stabilitätsanker für unzählige Europäer geworden,
und darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Natürlich profitiert Deutschland auch von der unkom-
plizierten Zuwanderung im Rahmen der europäischen
Freizügigkeit. Der Zuzug von Facharbeitern aus der EU
macht es gerade kleinen und mittleren Unternehmen
leichter, dem Fachkräftemangel zu begegnen. Wir brau-
chen zweifellos die Zuwanderung aus der EU. Aber die
europäische Freizügigkeit darf auch nicht sakrosankt
sein. Wir dürfen nicht nur ihre Vorteile sehen, sondern
wir müssen auch Probleme und Fehlentwicklungen an-
sprechen, sachlich diskutieren und die Freizügigkeit bei
Bedarf neu ordnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Der Bericht belegt eindeutig, dass die Freizügigkeit
auch Probleme verursacht. Binnen Jahresfrist ist die
Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus Ru-
mänien und Bulgarien in einigen deutschen Kommunen
um 40 Prozent, 80 Prozent, ja sogar um 147 Prozent ge-
stiegen. Vor allem in den strukturschwachen Regionen
und den Großstädten führt das zu erheblichen Proble-
men, und das bestätigen uns die betroffenen Kommunen
auch immer wieder.

Es ist daher nur konsequent, dass der Bund noch in
diesem Jahr 35 Millionen Euro bereitstellen wird � und 
das sind keine Peanuts �, um die Kommunen bei den 
Kosten für Wohnung, Heizung und Gesundheitsvorsorge
zu entlasten.

(Beifall bei der CDU/CSU � Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch, das sind Peanuts!)

� Das mögen für Sie Peanuts sein, für mich sind es keine 
Peanuts.

Ebenfalls werden Integrations- und Sprachkurse an
Brennpunkten intensiviert. Der Bund stellt über das Pro-
gramm �Soziale Stadt� in den nächsten Jahren 200 Mil-
lionen Euro zur Verfügung, die die Kommunen durch ei-
gene, passgenaue Lösungen abfragen können. Die
Bundesregierung nimmt damit ihre Verantwortung ge-
genüber den deutschen Kommunen und Europa gleicher-
maßen wahr.

Es wäre aber falsch, zu glauben, dass wir diesen He-
rausforderungen, die die europäische Binnenmigration
mit sich bringt, alleine mit der Bereitstellung von Steuer-
geldern begegnen könnten. Die Wahlergebnisse der letz-
ten Monate zeigen, dass auch in Deutschland die öffent-
liche Zustimmung für ein zusammenwachsendes Europa
keine Selbstverständlichkeit ist. Als Bundespolitiker tra-
gen wir besondere Verantwortung, das Vertrauen unserer
Bevölkerung in die Europäische Union zu stärken.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr richtig! Sagen
Sie das mal der eigenen Partei!)

Wenn die europäische Freizügigkeit missbraucht
wird, um vom deutschen Sozialleistungssystem zu profi-
tieren � da genügt ein einzelner Fall �, dann leidet ge-
rade dieses Vertrauen. Betrug und Missbrauch dürfen
wir nicht dulden; denn auch das schadet der europäi-
schen Idee.

(Beifall bei der CDU/CSU � Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bei
deutschen Beamten hatten Sie fünf Jahre Zeit
vom Rechnungshofbericht bis heute! Das ist
bigott!)

� Ich hatte sie nicht, Herr Kollege Beck. Ich bin erst seit 
September letzten Jahres im Deutschen Bundestag.

Der vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des
Freizügigkeitsgesetzes setzt ein wichtiges Signal: Die
Bundesregierung benennt Missstände im Rahmen der
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europäischen Integration und will sie auch beheben. Der
Gesetzentwurf stellt das Erschleichen von Aufenthalts-
karten unter Strafe. Im Betrugsfall können Wiedereinrei-
sesperren von bis zu fünf Jahren verhängt werden. Der
Aufenthalt zur Arbeitssuche wird generell auf sechs Mo-
nate befristet. Wer nach einem halben Jahr keine begrün-
dete Aussicht auf Arbeit hat, muss ausreisen. An dieser
Stelle möchte ich dem Kollegen Beck zustimmen: Auch
nach meiner Auffassung sollten wir die begründete Aus-
sicht in der Gesetzesbegründung an konkrete und über-
prüfbare Kriterien knüpfen, um den Gerichten eine ein-
heitliche Rechtsprechung zu ermöglichen. Vorschläge
hierzu habe ich selbst unterbreitet.

Die Behörden werden im Kampf gegen Schwarzar-
beit und Scheinselbstständigkeit besser vernetzt. Die Ge-
werbeämter sollen schon den ersten Verdachtsfall auf
Scheinselbstständigkeit prüfen und ihn direkt der Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit beim Zoll melden. Schließ-
lich werden durch die Steueridentifikationsnummer, die
jetzt angegeben werden muss, Missbrauch und vor allen
Dingen Doppelzahlungen verhindert. Dieses Maßnah-
menbündel stärkt das Vertrauen in Europa, und es zeigt
auch, dass die Bundesregierung handelt.

Ich sehe aber nicht nur eine Gefahr für die Zustim-
mung zu Europa in Problemen oder im Missbrauch. Zum
Beispiel wirft auch der legale Bezug von Kindergeld Ge-
rechtigkeitsfragen auf, die wir nicht einfach ignorieren
sollten. Ich begrüße daher ausdrücklich den im Bericht
enthaltenen Prüfauftrag. EU-Bürger, die in Deutschland
arbeiten, haben einen legalen Anspruch auf Kindergeld,
egal ob ihr Kind in Deutschland oder im europäischen
Ausland lebt. Das ist dem Grunde nach auch richtig. Ist
es aber richtig, dass ein Kind, das zum Beispiel in Polen
lebt, die gleichen 184 Euro Kindergeld erhält wie ein
Kind in Deutschland? Laut Eurostat liegt das Preisni-
veau für Lebensmittel in Polen um 45 Prozent unter dem
deutschen Niveau.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist dann mit der
Schweiz und mit Luxemburg?)

Alle Kinder, die in Deutschland leben, werden damit im
Ergebnis schlechtergestellt, unabhängig davon, ob sie
deutsche oder andere Staatsbürger sind.

Daher bin ich der Auffassung, dass wir das Kinder-
geld an die Lebenshaltungskosten am Wohnort anpassen
sollten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU � 
Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch in der Schweiz?)

Nicht umsonst bzw. aus gutem Grund haben wir eine
solche Abstufung bereits im Unterhaltsrecht und im Ein-
kommensteuerrecht beim Kinderfreibetrag. Das Kinder-
geld dient ebenso wie der Kinderfreibetrag explizit der
Sicherung des steuerfreien Existenzminimums in
Deutschland.

Die Freizügigkeit ist ein großer Fortschritt. Ich will
sie auch nicht infrage stellen, aber sie muss mit den na-
tionalen Sozialleistungssystemen harmonieren. Ich bin

mir sicher, dass wir hier auf europäischer und nationaler
Ebene Handlungsspielräume haben, die wir nutzen
könnten. Jede Sozialleistung in einem Land hat dort eine
bestimmte nationale Zielvorgabe zu erfüllen. Eine Ab-
stufung des Kindergelds wäre ein Signal für ein gemein-
sames Europa, das auch in der Lage ist, offensichtliche
nationale Unterschiede zu berücksichtigen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Dr. Lars
Castellucci [SPD])

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lindholz. � Damit 

schließe ich die Aussprache zu diesem Tagesordnungs-
punkt.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen
auf den Drucksachen 18/2581, 18/960 und 18/2470 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. � Weil sich kein Widerspruch erhebt, gehe ich 
davon aus, dass Sie mit den Überweisungen einverstan-
den sind.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Nicole
Maisch, Friedrich Ostendorff, Steffi Lemke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Tierschutz ernst nehmen � Tierleid verhin-
dern

Drucksache 18/2616

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. � Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Nicole Maisch, Bündnis 90/Die Grü-
nen, das Wort.

Nicole Maisch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Als Christian Schmidt, der Agrarminister, letzte Woche
seine Initiative für mehr Tierwohl vorgestellt hat, war
ich zunächst einmal überrascht, nicht darüber, dass er die
Initiative ergriffen hat � irgendwann in dieser Legislatur 
musste ja einmal eine Initiative kommen �, sondern da-
rüber, dass er dieses Werk �Eine Frage der Haltung� ge-
nannt hat. Das ist clever plagiiert. Das ist nämlich ein
grüner Slogan, mit dem wir nicht zuletzt bei der Land-
tagswahl in Niedersachsen Jahrzehnte schwarzer Agrar-
politik abgelöst haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN � 
Franz-Josef Holzenkamp [CDU/CSU]: Mal
sehen, wie lange das hält!)

Aber bei Tierschutz führen wir keine Urheberrechtsde-
batten. Da können Sie sich die Etiketten gern nehmen,
wenn denn auch der Inhalt stimmt. Das ist in diesem Fall


